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$ !���Verordnung: Nachweis der Beförderung oder Versendung und Buchnachweis bei innerge-
meinschaftlichen Lieferungen

$ "���Verordnung: Änderung der Futtermittelprobenahmeverordnung
$ #���Verordnung: BSE-Ausgleichsmaßnahmen-Verordnung
$ $���Verordnung: Änderung der Verordnung über den Lehrplan des Kollegs für Kindergarten-

pädagogik
$ %���Verordnung: Privatschule „Regenbogenschule“

$ !��Verordnung des Bundesministers für Finanzen über den Nachweis der Beförderung
oder Versendung und den Buchnachweis bei innergemeinschaftlichen Lieferungen
Auf Grund des Artikels 7 des Umsatzsteuergesetzes 1994, BGBl. Nr. 663/1994, zuletzt geändert

durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 201/1996, wird verordnet:

Nachweis der Beförderung oder Versendung bei innergemeinschaftlichen Lieferungen

§ 1. Bei innergemeinschaftlichen Lieferungen (Art. 7 UStG 1994) muß der Unternehmer eindeutig
und leicht nachprüfbar nachweisen, daß er oder der Abnehmer den Gegenstand der Lieferung in das übri-
ge Gemeinschaftsgebiet befördert oder versendet hat.

§ 2. In den Fällen, in denen der Unternehmer oder der Abnehmer den Gegenstand der Lieferung in
das übrige Gemeinschaftsgebiet befördert, hat der Unternehmer den Nachweis wie folgt zu führen:

1. durch die Durchschrift oder Abschrift der Rechnung (§ 11, Art. 11 UStG 1994),
2. durch einen handelsüblichen Beleg, aus dem sich der Bestimmungsort ergibt, insbesondere Lie-

ferschein, und
3. durch eine Empfangsbestätigung des Abnehmers oder seines Beauftragten oder in den Fällen der

Beförderung des Gegenstandes durch den Abnehmer durch eine Erklärung des Abnehmers oder
seines Beauftragten, daß er den Gegenstand in das übrige Gemeinschaftsgebiet befördern wird.

§ 3. (1) In den Fällen, in denen der Unternehmer oder der Abnehmer den Gegenstand der Lieferung
in das übrige Gemeinschaftsgebiet versendet, hat der Unternehmer den Nachweis wie folgt zu führen:

1. durch die Durchschrift oder Abschrift der Rechnung (§ 11, Art. 11 UStG 1994) und
2. durch einen Versendungsbeleg im Sinne des § 7 Abs. 5 UStG 1994, insbesondere durch Fracht-

briefe, Postaufgabebescheinigungen, Konnossemente und dergleichen oder deren Doppelstücke.

(2) Ist es dem Unternehmer nicht möglich oder nicht zumutbar, den Versendungsnachweis nach Ab-
satz 1 zu führen, kann er den Nachweis auch nach § 2 führen.

§ 4. (1) Ist der Gegenstand der Lieferung vor der Beförderung oder Versendung in das übrige Ge-
meinschaftsgebiet durch einen Beauftragten bearbeitet oder verarbeitet worden (Art. 7 Abs. 1 letzter
Unterabsatz UStG 1994), so hat der Unternehmer die Versendung oder Beförderung nachzuweisen (§ 2).
Zusätzlich dazu hat der Unternehmer auf einem Beleg festzuhalten:

1. den Namen und die Anschrift des Beauftragten,
2. die handelsübliche Bezeichnung und die Menge des an den Beauftragten übergebenen oder ver-

sendeten Gegenstandes,
3. den Ort und den Tag der Entgegennahme des Gegenstandes durch den Beauftragten und
4. die Bezeichnung des Auftrages und der vom Beauftragten vorgenommenen Bearbeitung oder

Verarbeitung.

(2) Ist der Gegenstand der Lieferung durch mehrere Beauftragte bearbeitet oder verarbeitet worden,
so haben sich die in Absatz 1 bezeichneten Angaben auf die Bearbeitungen oder Verarbeitungen eines
jeden Beauftragten zu erstrecken.
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Buchnachweis bei innergemeinschaftlichen Lieferungen

§ 5. Bei innergemeinschaftlichen Lieferungen muß der Unternehmer die Voraussetzungen der Steu-
erbefreiung einschließlich Umsatzsteuer-Identifikationsnummer des Abnehmers buchmäßig nachweisen.
Die Voraussetzungen müssen leicht nachprüfbar aus der Buchführung zu ersehen sein.

§ 6. Der Unternehmer hat folgendes aufzuzeichnen:
1. den Namen, die Anschrift und die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer des Abnehmers,
2. den Namen und die Anschrift des Beauftragten des Abnehmers in Abholfällen,
3. die handelsübliche Bezeichnung und die Menge des Gegenstandes der Lieferung,
4. den Tag der Lieferung,
5. das vereinbarte Entgelt oder bei der Besteuerung nach vereinnahmten Entgelten das vereinnahmte

Entgelt und den Tag der Vereinnahmung,
6. die Art und den Umfang einer Bearbeitung oder Verarbeitung vor der Beförderung oder Versen-

dung in das übrige Gemeinschaftsgebiet (Art. 7 Abs. 1 letzter Unterabsatz UStG 1994),
7. die Beförderung oder Versendung in das übrige Gemeinschaftsgebiet und
8. den Bestimmungsort im übrigen Gemeinschaftsgebiet.

§ 7. In den einer Lieferung gleichgestellten Verbringungsfällen (Art. 3 Abs. 1 UStG 1994) hat der
Unternehmer folgendes aufzuzeichnen:

1. die handelsübliche Bezeichnung und die Menge des verbrachten Gegenstandes,
2. die Anschrift und die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer des im anderen Mitgliedstaates gele-

genen Unternehmensteils,
3. den Tag des Verbringens und
4. die Bemessungsgrundlage nach Art. 4 Abs. 2 UStG 1994.

§ 8. In den Fällen, in denen neue Fahrzeuge an Abnehmer ohne Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer in das übrige Gemeinschaftsgebiet geliefert werden, hat der Unternehmer folgen-
des aufzuzeichnen:

1. den Namen und die Anschrift des Erwerbers,
2. die handelsübliche Bezeichnung des gelieferten Fahrzeuges,
3. den Tag der Lieferung,
4. das vereinbarte Entgelt oder bei der Besteuerung nach vereinnahmten Entgelten das vereinnahmte

Entgelt und den Tag der Vereinnahmung,
5. die in Art. 1 Abs. 8 und 9 UStG 1994 bezeichneten Merkmale,
6. die Beförderung oder Versendung in das übrige Gemeinschaftsgebiet und
7. den Bestimmungsort im übrigen Gemeinschaftsgebiet.

Klima

$ "��Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, mit der die Futter-
mittelprobenahmeverordnung geändert wird

Auf Grund des § 26 des Futtermittelgesetzes – FMG 1993, BGBl. Nr. 905, wird verordnet:

Die Futtermittelprobenahmeverordnung, BGBl. Nr. 274/1994, wird wie folgt geändert:

In § 11 Abs. 1 Z 7 wird das Wort „und“ durch einen Beistrich ersetzt; nach dem Klammerausdruck
„(ABl. EG Nr. L 327 S. 54)“ wird eingefügt:

„und 94/14/EG vom 29. März 1994 (ABl. EG Nr. L 94 S. 30);“

Molterer

$ #��Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft über Ausgleichs-
maßnahmen für infolge der Störungen am Rindfleischmarkt im Zusammenhang mit der

BSE-Krise 1996 entstandene Einkommsverluste (BSE-Ausgleichsmaßnahmen-
Verordnung)

Auf Grund des § 99 Abs. 1 des Marktordnungsgesetzes 1985, BGBl. Nr. 210, zuletzt geändert durch
das Bundesgesetz BGBl. Nr. 298/1995, wird verordnet:
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Anwendungsbereich

§ 1. Die Bestimmungen dieser Verordnung dienen der Durchführung der Rechtsakte des Rates der
Europäischen Union und der Europäischen Kommission betreffend Ausgleichsmaßnahmen für infolge
der Störungen am Rindfleischmarkt im Zusammenhang mit der BSE-Krise 1996 entstandene Einkom-
mensverluste gemäß Verordnung (EG) Nr. 1357/96 des Rates.

Zuständigkeit

§ 2. Für die Durchführung dieser Verordnung und der in § 1 genannten Rechtsakte ist die Marktord-
nungsstelle ,,Agrarmarkt Austria“ (AMA) zuständig.

Begünstigte

§ 3. Ausgleichsmaßnahmen in Form einer Beihilfe werden an Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe
im Sinne des Art. 1 Abs. 4 der Verordnung (EWG) Nr. 3508/92 (Erzeuger), die anhand der zum Mehr-
fachantrag Flächen 1996 vorgelegten Tierliste Rinder gehalten haben, gewährt.

Bemessung und Höhe der Beihilfe

§ 4. (1) Die Beihilfe bemißt sich anhand der im Jahr 1996 in der Tierliste zum Mehrfachantrag Flä-
chen 1996 angeführten Anzahl von Rindern von einem Jahr bis zu einer Altersgrenze von unter zwei
Jahren, höchstens jedoch für die am 1. April 1996 tatsächlich am Betrieb gehaltenen Rinder.

(2) Die Höhe der Beihilfe beträgt für
1. Stiere, Ochsen, Schlachtkalbinnen .................................................................................  732 S/Tier.
2. Zucht- und Nutzkalbinnen ..............................................................................................  537 S/Tier.

Diese Beihilfe wird durch Gemeinschaftsmittel finanziert.

Auszahlung der Beihilfe

§ 5. Die Beihilfe ist an die Begünstigten nach Maßgabe der vorhandenen Mittel in der gemäß § 4
ermittelten Höhe auf das im Rahmen des Mehrfachantrages Flächen 1996 für die Auszahlung bekanntge-
gebene Bankkonto auszuzahlen.

Mitteilungs-, Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten

§ 6. (1) Der Begünstigte hat die Mitteilungs-, Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten, die er
gemäß den bezughabenden Prämienvorschriften wahrzunehmen hat, auch im Zusammenhang mit der
Gewährung der Beihilfe zu beachten.

 (2) Sofern der Begünstigte nicht in der Lage ist, die Pflichten gemäß Abs. 1 selbst zu erfüllen, er-
folgt die Auszahlung der Beihilfe nur unter der Bedingung, daß derjenige, der dazu in der Lage ist, diese
Verpflichtungen erfüllt.

Duldungs- und Mitwirkungspflichten

§ 7. (1) Der Begünstigte hat den Organen und Beauftragten des Bundesministeriums für Land- und
Forstwirtschaft, der AMA, der Europäischen Union und des Europäischen Rechnungshofes, im folgenden
Prüforgane genannt, das Betreten der Geschäfts- und Betriebsräume sowie der Futterflächen zu gestatten.

(2) Die Prüforgane sind ermächtigt, in die Buchhaltung, das Bestandsverzeichnis und alle sonstigen
Unterlagen, die die Prüforgane für ihre Prüfung für erforderlich erachten, Einsicht zu nehmen.

(3) Die Prüforgane können die zeitweilige Überlassung von Aufzeichnungen und Unterlagen ver-
langen und haben in diesem Fall deren Aushändigung dem Begünstigten zu bestätigen. Im Falle automa-
tionsunterstützter Buchführung hat der Begünstigte auf seine Kosten den Prüforganen auf Verlangen
Ausdrucke mit den erforderlichen Angaben zu erstellen.

(4) Bei der Prüfung hat eine geeignete und informierte Auskunftsperson des Begünstigten anwesend
zu sein, Auskünfte zu erteilen und die erforderliche Unterstützung zu leisten.

(5) Sofern der Begünstigte nicht in der Lage ist, die Verpflichtungen gemäß Abs. 1 bis 4 selbst zu
erfüllen, erfolgt die Auszahlung der Beihilfe nur unter der Bedingung, daß derjenige, der dazu in der
Lage ist, diese Verpflichtungen erfüllt.

(6) Die hinsichtlich des Mehrfachantrages 1996 vorgenommenen Kontrollen sind auch für die Bei-
hilfe maßgeblich.
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Druck der Österreichischen Staatsdruckerei

Berichtspflicht

§ 8. Die AMA hat dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft
1. bis 31. Oktober 1996 einen vorläufigen Bericht und
2. bis 30. Juni 1997 einen Abschlußbericht

zu übermitteln. Im Bericht sind die Anzahl der Begünstigten, die Zahl der Rinder, für die Ausgleichs-
zahlungen gewährt wurden, sowie die Summe der gewährten Ausgleichszahlungen anzuführen.

Molterer

$ $��Verordnung des Bundesministers für Unterricht und kulturelle Angelegenheiten,
mit der die Verordnung über den Lehrplan des Kollegs für Kindergartenpädagogik ge-

ändert wird
Auf Grund des Schulorganisationsgesetzes, BGBl. Nr. 242/1962, zuletzt geändert durch das Bun-

desgesetz BGBl. Nr. 435/1995, insbesondere dessen §§ 6 und 96, wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Unterricht und Kunst über den Lehrplan des Kollegs für
Kindergartenpädagogik, BGBl. Nr. 906/1994, wird wie folgt geändert:

1. Im § 3 erhält der bisherige Text die Absatzbezeichnung „(1)“ und wird folgender Abs. 2 angefügt:

„(2) Die Abschnitte I und VI der Anlage dieser Verordnung in der Fassung der Verordnung BGBl.
Nr. 404/1996 treten mit 1. September 1996 in Kraft.“

2. In der Anlage (Lehrplan des Kollegs für Kindergartenpädagogik einschließlich Kollegs für Be-
rufstätige) Abschnitt I (Allgemeine Bestimmungen) lautet in der Z 4 (Schulautonome Lehrplanbestim-
mungen) im dritten Absatz die Z 5:

„5. die Gesamtwochenstundenzahl der von der Autonomieregelung betroffenen Pflichtgegenstände
und verbindlichen Übungen darf nicht auf weniger als vier Wochenstunden reduziert werden
und“

3. In der Anlage werden im Abschnitt I der Z 4 folgende beiden Absätze angefügt:

„An Kollegs für Berufstätige kann durch schulautonome Lehrplanbestimmungen im Bereich der
Pflichtgegenstände festgelegt werden, daß die Ausbildung unter Einbeziehung von Formen des Fernun-
terrichtes erfolgt. In diesem Fall ist das Ausmaß des Fernunterrichtes entsprechend den regionalen Gege-
benheiten und fachlichen Erfordernissen festzulegen; dabei soll die Anzahl der Unterrichtseinheiten der
Individualphase jene der Sozialphase nicht übertreffen.

Die Ausbildung unter Einbeziehung von Formen des Fernunterrichtes ist in einer Sozial- und in ei-
ner Individualphase so durchzuführen, daß die für diesen Bildungsgang erforderlichen Kenntnisse und
Fertigkeiten erworben werden können. Die Individualphase hat grundsätzlich der selbständigen Erarbei-
tung und Vertiefung des Lehrstoffes anhand der während der Sozialphase vorgestellten Materialien und
Unterlagen in Form des Selbststudiums zu dienen, wobei die Schüler fachlich und andragogisch zu be-
treuen sind. In hiefür geeigneten Fällen kann die Individualphase auch zur Vorbereitung der Sozialphase
dienen.“

4. In der Anlage Abschnitt VI (Bildungs- und Lehraufgaben der einzelnen Unterrichtsgegenstände,
Aufteilung des Lehrstoffes auf die einzelnen Semester, didaktische Grundsätze) Unterabschnitt A
(Pflichtgegenstände) lautet im Pflichtgegenstand „Gesundheitslehre“ die der Überschrift „Lehrstoff“
folgende Zeile:

„2. Semes te r :“
Gehrer

$ %��Verordnung des Bundesministers für Unterricht und kulturelle Angelegenheiten
betreffend die Privatschule „Regenbogenschule“

Auf Grund des § 12 des Schulpflichtgesetzes 1985, BGBl. Nr. 76, zuletzt geändert durch das Bun-
desgesetz BGBl. Nr. 513/1993 und die Kundmachung BGBl. Nr. 969/1994, wird verordnet:

Die Vorschulstufe sowie die erste bis dritte Schulstufe der nach ausländischem Lehrplan geführten
Privatschule „Regenbogenschule“ des Vereins „Regenbogenschule – Verein zur Förderung alternativer
Lehrmethoden“ in Gratkorn werden als zur Erfüllung der Schulpflicht geeignet anerkannt.

Gehrer


